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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 10 

 

Stichwort: Die Städte im Land müssen gegen Mietpreisüberhöhung, Mietwu-

cher und Verstöße gegen die Mietpreisbremse aktiv werden! 

 

Adressat:   Städte und Gemeinden 

 

Antragsteller:  Landesvorstand 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Städte mit Wohnungsmangel 
und stark steigenden Mieten dazu auf, 
 
1. Mietpreisüberhöhungen unter Berücksichtigung des § 5 Wirtschaftsstrafgesetz 1 

(WiStG) (sogenannter Wucherparagraph) konsequent zu verfolgen und zu ahnden 2 
und gegen Mietwucher und Verstöße gegen die Mietpreisbremse aktiv zu werden 3 
 4 

2. Mietwohnungsangebote insbesondere Online-Inserate in einschlägigen Plattfor-5 
men, auf vermutete Verstöße gegen Mietpreisbremse, Mietpreisüberhöhung und 6 
Mietwucher zu prüfen und dabei auch die Hilfe geeigneter Dienstleister in An-7 
spruch zu nehmen 8 
 9 

3. Vermieter mit überhöhten Mietpreisen zur Mietpreissenkung aufzufordern und ge-10 
gebenenfalls Bußgeldverfahren einzuleiten 11 
 12 

4. In den Städten Ansprechstellen für Mieter zu schaffen, welche Mieter über ihre 13 
rechtlichen Möglichkeiten bei überhöhten Mietpreisen aufklären 14 
 15 

5. Städtische Aufklärungskampagnen über die bestehenden und kommenden ge-16 
setzlichen Regelungen zur Mietpreisbegrenzung zu starten  17 
 18 

6. In den Mitteilungsblättern der Städte regelmäßig über Maßnahmen und Erfolge bei 19 
der Bekämpfung überhöhter Mietpreise zu berichten. 20 

 
 
Begründung 

 

Die große Mehrheit der aktuellen Vermietungsangebote in den einschlägigen Portalen weist 

ungesetzlich überhöhte Quadratmetermieten aus, die häufig zwischen 13 und 20 € netto kalt, 

liegen. Solche Mietpreise sind nicht nur selbst für Durchschnittsverdiener unbezahlbar, son-

dern verstoßen auch gegen Mietpreisbremse und Wirtschaftsstrafgesetz (so liegt z.B. bei einer 

durchschnittlichen Mietspiegelmiete in Stuttgart von 10,50 €/qm bereits bei einer 
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Angebotsmiete über 12,60 €/qm Mietpreisüberhöhung vor, und bei 15,75 €/qm bereits Miet-

wucher. Die Mietpreisbremse greift bei einer durchschnittlichen Wohnung schon bei einer An-

gebotsmiete von über 11,55 €/qm und kann zu einem Anspruch auf Herabsetzung der Miete 

führen). 

 

Leider wirkt die Mietpreisbremse nur dann, wenn ein Mieter bereits einen Mietvertrag abge-

schlossen hat und sich danach gegen die überhöhte Miete zur Wehr setzt. Dies ist nur selten 

der Fall, da Mieter trotz finanzieller Überforderung in der Regel froh sind, überhaupt eine Woh-

nung gefunden zu haben und nicht mit dem neuen Vermieter in Streit geraten wollen. 

 

Die Regierungskoalition in Berlin lässt zur Zeit Gesetze vorbereiten, um Mieter gegen maßlos 

überhöhte Mietforderungen besser zu schützen und Verstöße gegen die Mietbegrenzungsge-

setze zu sanktionieren. Leider wissen viele Mieter nicht über bestehende Mietpreisgesetze 

Bescheid, noch wissen sie, wie man sich gegen überhöhte Mieten wehrt. Deshalb sollten 

Städte für mehr Information sorgen und in Zusammenarbeit mit örtlichen Mietervereinen Hilfs-

angebote machen. Auch die Überprüfung von Mietangeboten auf Verstöße gegen das Miet-

preisrecht ist eine wichtige Aufgabe, die Kommunen für ihre Bürger leisten sollten. 

 

Um Mieter vor finanzieller Überforderung zu schützen, ergreift die Stadt Freiburg deshalb ei-

gene Maßnahmen gegen Mietpreisüberhöhung und Mietwucher. Sie schreibt Vermieter mit 

überhöhten Mietangeboten an und wirkt auf eine Senkung der Miete hin. Gelingt dies nicht, 

leitet die Stadt in geeigneten Fällen Bußgeldverfahren ein.  Das Freiburger Wohnungsamt be-

dient sich einer Fremdfirma. Die Firma „Mietenmonitor UG“ sichtet online verfügbare Woh-

nungsinserate und prüft mit Hilfe des Mietspiegels, ob der Verdacht einer Mietpreisüberhöhung 

bzw. Mietwucher vorliegt. Die an Hand öffentlich zugänglicher Daten gemachten Auswertun-

gen stellt sie dann monatlich der Stadt zur Verfügung. 

 

Der Wohnungsmangel lässt die Angebotsmieten in vielen Städten explodieren. Besonders be-

sorgniserregend ist, dass die Angebotsmieten insbesondere deshalb unbezahlbarer werden, 

weil offensichtlich eine Vielzahl an Vermietern sich nicht an Recht und Gesetz hält. Viele Ver-

mieter halten sich weder an die Mietpreisbremse noch an das Wirtschaftsstrafgesetz, welches 

Mietpreisüberhöhung mit Bußgeldern sanktioniert. Die durchschnittliche Angebotsmiete liegt 

in Groß- und Universitätsstädten des Landes mit häufig 40 Prozent über dem Mietspiegelwert 

nur knapp unter der Mietwuchergrenze, die bekanntlich bei 50 Prozent über Mietspiegel liegt. 

Ein kurzer Blick in die einschlägigen Portale für Wohnungsangebote zeigt, dass viele Vermie-

ter den Wohnungsmangel für krass überhöhte Mietpreisforderungen nützen. 

 

Solch überhöhte Mietpreise sind für viele Haushalte nicht mehr bezahlbar, weshalb sie den 

Städten den Rücken kehren und dafür lange Wege zu ihren Arbeitsplätzen in Kauf nehmen 

müssen. Wer sich nahe seines Arbeitsplatzes eine Wohnung noch leistet, muss deswegen 

seine anderen Ausgaben erheblich kürzen, zu Lasten des heimischen Einzelhandels und der 

Gastronomie. Die Städte dürfen nicht tolerieren und wegschauen, wenn viele Vermieter die 

Wohnungsnot zu ungesetzlichen Extraprofiten nützen. In anderen Bereichen achten die Städte 

mit Recht darauf, dass gesetzte Regeln eingehalten werden, z.B. im Verkehr, und sanktionie-

ren Regelverstöße. Sie handeln nicht bei Verstößen gegen die Mietpreisgesetze. Auch die 

Wirtschaft hat ein Interesse daran, dass Mieter nach Bezahlung der Wohnkosten noch in der 

Lage sind, am (kostenpflichtigen) Stadtleben teilzunehmen. Zudem gelingt es nur noch 

schwer, wegen der hohen Wohnkosten Fachkräfte in für Mieter zu teure Städte anzuwerben. 
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Dabei hat die Einrichtung von Stellen zur Mietpreisüberwachung in den Städten zunächst den 

Sinn, Vermieter vor Missbräuchen zu warnen. Vermieter sollen wissen, dass ihre Stadt nicht 

bereit ist, Gesetzesverstöße gegen das Mietpreisrecht hinzunehmen. Der Mieterbund hält ein 

Vorgehen der Städte aber insbesondere für notwendig, um gegen schwarze Schafe am Woh-

nungsmarkt vorzugehen. Selbst wenn es im Einzelfall schwierig sein kann, Bußgelder gegen 

Wucherer zu erwirken, so werden „blaue Briefe“ der Stadtverwaltungen raffgierigen Vermietern 

aufzeigen, dass ihre Stadt nicht länger bereit ist, das Ausnutzen des Wohnungsmangels durch 

Wuchermieten hinzunehmen und zu akzeptieren. 

 

Der Mieterbund Baden-Württemberg engagiert sich seit Jahrzehnten für mehr Wohnungsbau. 

Doch angesichts des großen Fehlbestands an Wohnungen ist eine Entspannung am Woh-

nungsmarkt durch Neubau leider nur eine sehr langfristige Perspektive. Kurz- und mittelfristig 

ist ein Tätigwerden der Städte gegen Profiteure des Wohnungsmangels unverzichtbar.  

 

Nach Freiburg gehen inzwischen auch weitere Großstädte in Deutschland den Weg, durch 

eigenes Handeln für mehr Ordnung auf dem Wohnungsmarkt zu sorgen. So nehmen z.B. 

Frankfurt und Köln die Dienste von Mietenmonitor in Anspruch, um beruhigend auf die Mieten-

entwicklung in ihren Städten einzuwirken. Die Städte im Land sollten sich ihrer Verantwortung 

für Ordnung am Mietwohnungsmarkt nicht weiter entziehen. 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


